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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Uwe-Jens Rössel, Dr. Christa Luft, 
Wolfgang Bierstedt, weiterer Abgeordneter und der Gruppe der PDS 
- Drucksache 13/8656 - 


Vermögen der DDR entsprechend den Festlegungen des 
Einigungsvertrages verwenden 


A. Problem 

Mit dem Antrag soll die Bundesregierung aufgefordert werden, 
eine detaillierte Aufstellung über „vom Bundeshaushalt aus ost- 
deutschem Vermögen vereinnahmte" finanzielle Mittel vorzule- 
gen. Weiterhin soll die Bundesregierung dem Deutschen Bundes- 
tag einen Bericht darüber vorlegen, wie diese Mittel für den 
Strukturwandel der ostdeutschen Wirtschaft oder die Begleichung 
von Verbindlichkeiten eingesetzt wurden und welche Maßnah- 
men die Bundesregierung ergriffen hat, um zukünftig diese Mittel 
im Haushalt zweckgebunden auszuweisen. Weiterhin soll ein Be- 
richt darüber vorgelegt werden, in welchem Umfang die ostdeut- 
schen Länder bisher von der Bundesregierung an den Einnahmen 
aus dem Finanzvermögen (Ostdeutschland) beteiligt wurden. 


B. Lösung 

Ablehnung 

Große Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/8656 - abzulehnen. 

Bonn, den 1. April 1998 

Der Finanzausschuß 

Carl-Ludwig Thiele Reiner Krziskewitz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Reiner Krziskewitz 


L Verfahrensablauf 

Der Antrag - Drucksache 13/8656 - ist dem Finanz- 
ausschuß in der 197. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 9. Oktober 1997 zur federführenden Bera- 
tung sowie dem Innenausschuß, dem Rechtsaus- 
schuß, dem Haushaltsausschuß und dem Ausschuß 
für Wirtschaft zur Mitberatung überwiesen worden. 
Der Haushaltsausschuß hat die Vorlage am 13. No- 
vember 1997 beraten, der Innenausschuß am 4. März 
1998, der Ausschuß für Wirtschaft am 1. April 1998 
und der Rechtsausschuß am 22. April 1998. Der fe- 
derführende Finanzausschuß hat sich mit dem An- 
trag am 1. April 1998 befaßt. 

II. Inhalt der Vorlage 

In dem Antrag soll die Bundesregierung aufgefordert 
werden, eine detaillierte Aufstellung über „vom Bun- 
deshaushalt aus ostdeutschem Vermögen verein- 
nahmte finanzielle Mittel“ vorzulegen. Gleichzeitig 
soll ein Bericht darüber vorgelegt werden, wie diese 
Mittel für den Strukturwandel der ostdeutschen Wirt- 
schaft oder die Begleichung von Verbindlichkeiten 
eingesetzt wurden, außerdem welche Maßnahmen 
die Bundesregierung ergriffen hat, um zukünftig 
diese Mittel im Haushalt zweckgebunden auszuwei- 
sen. Weiterhin soll ein Bericht darüber vorgelegt wer- 
den, in welchem Umfang die ostdeutschen Länder 
bisher von der Bundesregierung an den Einnahmen 
aus dem Finanzvermögen (Ostdeutschland) beteiligt 
wurden. Insbesondere soll die Bundesregierung Stel- 
lung zu der Frage beziehen, welche Möglichkeiten 
die Länder hatten, diese Mittel entsprechend ihrer ei- 
genen Schwerpunktsetzung zu verwenden. Schließ- 
lich sollen unverzüglich Verhandlungen mit den Ge- 
schäftsbanken der Bundesrepublik Deutschland über 
eine Nachbesserung der Verträge zum Erwerb der 
Banken der DDR aufgenonunen werden mit dem 
Ziel, Nachbesserungen der Kaufpreise zu erreichen. 
Ein unabhängiges Rechtsgutachten soll die Möglich- 
keiten untersuchen, gegen die Geschäftsbanken ge- 
richtlich Ansprüche für den Fall geltend zu machen, 
daß diese keine spürbaren Kaufpreisnachbesserun- 
gen auf dem Verhandlungswege akzeptieren. 

IIL Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Haushaltsausschuß hat nüt den Stimmen der Ko- 
alitionsfraktionen, der Fraktion der SPD und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimme der Gruppe der PDS empfohlen, die Vorlage 
abzulehnen. 

Der Innenausschuß hat nüt den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen und der Fraktion der SPD gegen die 
Stimme der Gruppe der PDS bei Enthaltung der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung 
des Antrags empfohlen. 


Der Ausschuß für Wirtschaft hat mit den Stimmen 
der Koahtionsfraktionen und der Fraktion der SPD 
gegen die Stimme der Gruppe der PDS bei Abwesen- 
heit der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN emp- 
fohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Rechtsausschuß hat mit den Stimmen der Koah- 
tionsfraktionen, der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN gegen die Stimme der Gruppe der 
PDS empfohlen, die Vorlage abzulehnen. 

IV. Ausschußempfehlung 

Der federführende Finanzausschuß hat den Antrag 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
Fraktion der SPD gegen die Stimmen der Gruppe der 
PDS bei Abwesenheit der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN abgelehnt. 

Bei der Beratung des Antrags im federführenden Fi- 
nanzausschuß begründete die Gruppe der PDS ihren 
Antrag nüt Artikel 25 Abs. 3 des Einigungsvertrages 
über die Zweckbindung der Erlöse der ehemaligen 
Treuhandanstalt sowie mit einem Bericht des Bun- 
desrechnungshofes von 1995, nach dem die Banken 
der ehemaligen DDR zu preiswert an westdeutsche 
bzw. französische Bankhäuser veräußert worden sei- 
en. Dem Rechnungsprüfungsausschuß des Deut- 
schen Bundestages lägen hierzu zahlreiche Berichte 
vor. Auch seien in diesem Zusammenhang zahlreiche 
Gerichtsverfahren anhängig. Die Gruppe der PDS sei 
bestrebt dieses Thema erneut auf die Tagesordnung 
des Deutschen Bundestages zu setzen, da sie der 
Auffassung sei, daß die nach wie vor existierenden 
wirtschaftlichen Probleme in den neuen Bundeslän- 
dern nicht nur auf den Zustand der maroden Volks- 
wirtschaft der ehemaligen DDR zurückzuführen sei- 
en, sondern auch auf die Art und Weise des Umgangs 
der Bundesregierung und der ihr unterstellten Behör- 
den mit diesem Vermögen nach dem deutschen Eini- 
gungsprozeß. 

Von der Bundesregierung wurde erläutert, die Passi- 
va der ehemaligen DDR in Höhe von ca. 800 Mrd. 
DM, die auch zum Vermögen gehörten, hätten die 
Einnahmen in Höhe von ca. 22 Mrd. DM weit über- 
stiegen. Daher sei die Fragestellung der PDS nach 
der Verwendung der Einnahmen aus Sicht der Bun- 
desregierung unzutreffend. 

Demgegenüber wurde von der Gruppe der PDS ein- 
gewandt, dies sei bereits zum Zeitpunkt der Ver- 
handlungen über den Einigungsvertrag absehbar ge- 
wesen. Trotzdem seien im Einigungsvertrag anders- 
lautende Festlegungen getroffen worden. Dies sei in 
gleicher Weise in verschiedenen Pressemeldungen 
kritisiert worden. 

Von den Koalitionsfraktionen wurde hierzu ausge- 
führt, zum Zeitpunkt des Beschlusses zur Wirt- 
schafts-, Währungs- und Sozialunion in Deutsch- 
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land im Deutschen Bundestag und in der Volks- 
kammer sei man mit sehr großen Mehrheiten da- 
von ausgegangen, daß die Privatisierung der 
Volkswirtschaft der ehemaligen DDR zu Erlösen 
führen werde. Allerdings sei die Grundlage für 
diese noch existierenden Rechtsvorschriften inzwi- 
schen entfallen. Zur Forderung nach Nachver- 


handlungen mit den westdeutschen Kreditinstitu- 
ten wies die Bundesregierung darauf hin, die im 
Bericht des Bundesrechnungshofes erhobenen Vor- 
würfe seien im Rechnungsprüfungsausschuß wi- 
derlegt worden. Im übrigen handele es sich bei 
dem Antrag der Gruppe der PDS um eine rein po- 
pulistische Maßnahme. 


Bonn, den 1. April 1998 


Reiner Krziskewitz 

Berichterstatter 
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